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Differenzieren, nicht dramatisieren 
 
Die Debatte über steigende Mieten orientiert sich oft an Portalangeboten – doch ein großer Teil des 
Marktes funktioniert anders. Neue BBU-Daten zeigen: Viele Wohnungen werden weiterhin deutlich 
günstiger vermietet, als es Berichterstattung und öffentliche Wahrnehmung vermuten lassen. Unbe-
zweifelbar schafft der Mangel an verfügbaren Wohnungen in Ballungsräumen aber Spielräume für 
Fehlentwicklungen und Missbrauch. Dagegen helfen vor allem die konsequente Durchsetzung be-
stehender Regeln, eine Weiterentwicklung des Mietrechts zur zielgerichteten Verfolgung „schwarzer 
Schafe“ sowie bessere Voraussetzungen für Neubau und Modernisierung. 
 
„Der Wohnungsmarkt ist differenzierter als die Debatte. Wer nur auf die lautesten Preissignale schaut, 
übersieht wichtige Teile des Marktes – und riskiert Entscheidungen, die unerfüllbare Erwartungen wecken, 
Vertrauen beschädigen und die wohnungspolitisch wenig zielführend wären“, ordnete BBU-Vorständin Ma-
ren Kern ein. Als Beispiele nannte sie die Berliner Vergesellschaftungsdebatte sowie Entwürfe zu Wohn-
raumbewirtschaftungsgesetzen im Berliner Wahlkampf. Kern weiter: „Entscheidend ist, dass wir uns auf 
wirksame Instrumente konzentrieren. Statt neuer landesrechtlicher Experimente braucht es vor allem die 
konsequente Anwendung der Gesetze und eine kluge Weiterentwicklung des bundesweiten Mietrechts.“ 
 
Berlin: Zwei Mietwelten 
In Berlin lagen die Neuvertragsmieten der BBU-Mitgliedsunternehmen zur Jahresmitte 2025 bei 9,54 Euro 
nettokalt. Auf Vermietungsportalen1 wurden dagegen im Schnitt 16,61 Euro aufgerufen. Diese Differenz von 
74 Prozent erklärt sich auch dadurch, dass die Angebote der BBU-Mitgliedsunternehmen in den Portalen 
deutlich unterrepräsentiert sind. Ohne die dämpfenden Angebote der BBU-Mitgliedsunternehmen lägen die 
hier sichtbaren Mieten sogar bei 18,76 Euro. „Portalangebote zeigen nur die lauten Spitzen des Marktes, 
nicht seine Breite. Wer daraus auf das allgemeine Mietniveau schließt, bekommt ein verzerrtes Bild der 
Wohnwirklichkeit in Berlin“, so Kern. Das habe auch schon der Zensus von 2022 gezeigt, dem zufolge da-
mals rund 70 Prozent der Berliner Mieten unter acht Euro lagen.   
 
Brandenburg: Auseinanderdriftender Mietenmarkt  
Für Brandenburg zeigen die BBU-Daten deutlich auseinanderlaufende Entwicklungen zwischen den Teil-
räumen. Im Berliner Umland entwickeln sich die Wiedervermietungsmieten deutlich dynamischer als in den 
Städten des weiteren Metropolenraums. Mit dem wachsenden Abstand zwischen den Regionen gehen 
auch zunehmend unterschiedliche wirtschaftliche Spielräume der Unternehmen einher. Gleichzeitig unter-
scheiden sich Bau- und Finanzierungskosten regional aber kaum, wie die sich annähernden Erstvermie-
tungsmieten im Neubau zeigen. „Wenn sich Mieten bei gleichbleibend hohen Kosten regional unterschied-
lich entwickeln, entscheidet das darüber, wo Investitionen noch möglich bleiben“, so Kern.  
 
Konsequenzen für die Wohnungspolitik 
Bei aller notwendigen Differenzierung gilt gleichzeitig: „Es gibt unbestreitbar schwarze Schafe am Miet-
markt. Sie missachten die Mietpreisbremse, verfolgen intransparente Geschäftsmodelle oder betreiben pro-
fitorientierte Untervermietung. Damit untergraben sie das Vertrauen in den Wohnungsmarkt“, unterstrich 
Kern. Vor diesem Hintergrund sieht der BBU vier zentrale Ansatzpunkte für eine wirksame Wohnungspoli-
tik: Erstens müssen bestehende Regeln verlässlich angewendet und kontrolliert werden, damit sie ihre 
Schutzwirkung entfalten. Zweitens sollte das Mietrecht dort gezielt weiterentwickelt werden, wo es Miss-
brauch bislang nicht ausreichend begrenzt. Drittens braucht es Rahmenbedingungen, die Neubau und Mo-
dernisierung wieder einfacher, schneller und kalkulierbarer machen. Und viertens sind mehr Information 
und belastbare Datengrundlagen notwendig, damit Fehlentwicklungen frühzeitig erkannt werden können. 
„Stabile Wohnungsmärkte entstehen nicht durch Gegeneinander, sondern durch Zusammenarbeit. Politik, 
Verwaltung und Wohnungswirtschaft müssen hier gemeinsam handeln – nur so lassen sich Angebot, Fair-
ness und Vertrauen dauerhaft sichern“, so Kern.  
 
1 Alle Angaben zu Portalmieten in dieser Pressemeldung beziehen sich auf Analysen des BBU auf Basis von Daten der VALUE Marktdatenbank. 
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Berlin: Ein Markt – zwei Welten  
 
Ein erstmals systematischer Abgleich der Mietdaten der BBU-Mitgliedsunternehmen mit Angebots-
werten aus Vermietungsportalen zeigt für Berlin eine erhebliche Differenz: Im Durchschnitt liegen 
die dort für nicht geförderte Wohnungen aufgerufenen Mieten 74 Prozent über denen der BBU-Mit-
gliedsunternehmen. „Die Portalmieten prägen die öffentliche Debatte. Aber unsere Zahlen zeigen: 
Auf der Hälfte des Berliner Mietmarkts ist die Lage eine andere. Weil unsere Unternehmen nur sehr 
eingeschränkt in den Portalen inserieren, bilden die dort sichtbaren Mieten die Marktsituation sehr 
nach oben verzerrt ab“, ordnete BBU-Vorständin Maren Kern ein.  
 
Die Auswertungen zeigen: Während die Neuvertragsmieten bei BBU-Mitgliedsunternehmen in Berlin am 
30. Juni 2025 bei durchschnittlich 9,54 Euro nettokalt pro Monat und Quadratmeter lagen, erreichten die 
auf Vermietungsportalen ausgewiesenen Angebotsmieten („Portalmieten“) im Durchschnitt 16,61 Euro.  
 
Ohne BBU-Angebote wären Portalmieten noch deutlich höher 
Noch deutlicher wird dieser Unterschied, wenn die BBU-Mitgliedsunternehmen aus den Portalmieten her-
ausgerechnet werden. Die Portalmieten lägen dann bei 18,76 Euro nettokalt – eine Differenz von fast 97 
Prozent zu den Neuvertragsmieten der BBU-Mitgliedsunternehmen. „Anders ausgedrückt: Unsere Unter-
nehmen dämpfen die Portalmieten um gut zwei Euro. Und das, obwohl sie im Vergleich zu ihrem Anteil am 
Mietwohnungsmarkt auf den Angebotsportalen deutlich unterrepräsentiert sind“, erläuterte Kern.  
 
BBU-Angebote auf Portalen deutlich unterrepräsentiert 
Ein wesentlicher Grund für die Unterschiede zwischen Portalwerten und den Mieten der BBU-Mitgliedsun-
ternehmen liegt in deren geringen Nutzung von Vermietungsportalen. Nur gut ein Viertel der dort veröffent-
lichten Wohnungsangebote stammt von den landeseigenen, genossenschaftlichen, privaten und kirchlichen 
Wohnungsunternehmen im BBU – obwohl diese fast die Hälfte des Berliner Mietwohnungsbestandes be-
wirtschaften. „Unsere Unternehmen sind in den Portalen also schlicht unterrepräsentiert“, so Kern. Die Da-
ten zeigten: „Am Berliner Wohnungsmarkt existieren zwei Mietwelten – die der Angebotsportale und die un-
serer Mitgliedsunternehmen. In der öffentlichen Debatte werden oft nur die Portalmieten wahrgenommen. 
Für viele Haushalte prägen jedoch ganz andere Mietniveaus den Alltag“, unterstrich Kern. Das hätten 
schon die Ergebnisse des Zensus 2022 gezeigt. Ihm zufolge lagen damals fast 70 Prozent der Berliner 
Mieten unter acht Euro und nur knapp 32 Prozent über acht Euro. In München hingegen lagen damals nur 
knapp 20 Prozent unter acht Euro und gut 80 Prozent bei über acht Euro.  
 
Mieten bei BBU-Unternehmen entwickeln sich differenziert 
Wie haben sich die Mieten bei den BBU-Mitgliedsunternehmen zum 30. Juni 2025 im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum entwickelt? Die Auswertungen der BBU-Daten zeigen ein differenziertes Bild: Während die 
Bestandsmieten sich moderat und mit einem Plus von 3,6 Prozent im Einklang mit dem Vorjahr entwickel-
ten, fiel die Steigerung bei den Neuvertragsmieten mit 11,1 Prozent deutlicher aus.  
 
Im BBU-Gesamtbestand lag die Nettokaltmiete per 30. Juni 2025 in gut 722.000 ausgewerteten Verträgen 
bei durchschnittlich 7,10 Euro nettokalt pro Monat und Quadratmeter (Vorjahr: 6,85 €/m2). Bei den gut 
33.600 ausgewerteten Neuverträgen von BBU-Mitgliedsunternehmen betrug die durchschnittliche Miete 
9,54 Euro (Vorjahr: 8,59 €/m2). Dazu trugen vor allem die Wiedervermietungsmieten bei: Sie stiegen um 
rund 11,5 Prozent auf 9,21 Euro (8,26 €/m2), während die Entwicklung bei der Erstvermietung von Neu-
bauwohnungen bei rund 7,0 Prozent auf 13,55 Euro (Vorjahr: 12,66 €/m2) lag. Damit bewegen sich die Mie-
ten der BBU-Mitgliedsunternehmen auch nach den jüngsten Anpassungen weiterhin auf einem vergleichs-
weise niedrigen Niveau und deutlich unterhalb der Portalmieten. Kern: „Die Entwicklung bei den Neuver-
tragsmieten spiegelt vor allem die stark gestiegenen Kosten der vergangenen Jahre wider – von Bauprei-
sen über Finanzierung bis zu laufender Instandhaltung und Unterhalt. Viele Unternehmen haben ihre Mie-
ten lange nur sehr zurückhaltend angepasst. Die aktuellen Anpassungen sind deshalb weniger ein Kurs-
wechsel als ein Nachholen wirtschaftlicher Realität.“ 
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Brandenburg: Ein Land – zwei Welten 
 
Die Mietentwicklung im Land Brandenburg verläuft zunehmend unterschiedlich. Während sich die 
Mieten im Berliner Umland dynamischer entwickeln, bleibt die Entwicklung im weiteren Metropolen-
raum zurück. Entsprechend hat sich der Mieten-Abstand zwischen beiden Strukturräumen weiter 
vergrößert. BBU-Vorständin Maren Kern: „Die wachsenden Unterschiede innerhalb Brandenburgs 
sind nicht nur eine Mietfrage. Wenn sich die wirtschaftlichen Spielräume der Unternehmen regional 
so unterschiedlich entwickeln, hat das auch Auswirkungen auf Investitionen und Modernisierung.“  
 
Die Bestandsmieten lagen zum Erhebungsstichtag 30. Juni 2025 bei den Brandenburger BBU-Mitglieds-
unternehmen bei durchschnittlich 6,00 Euro nettokalt pro Quadratmeter Wohnfläche und Monat. Das ent-
spricht einer Steigerung um knapp 3,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr (5,82 €/m2). Dieser Wert basiert auf 
der Auswertung von fast 274.000 Mietverträgen im Land Brandenburg. Die Neuvertragsmiete bei BBU-
Mitgliedsunternehmen im Land Brandenburg lag Ende Juni 2025 bei durchschnittlich 7,13 Euro nettokalt 
pro Quadratmeter Wohnfläche und Monat. Das waren rund fünf Prozent mehr als 2024 (6,78 €/m2). Das 
ergab die Auswertung von gut 19.200 in Brandenburg neu abgeschlossenen Mietverträgen. Die Erstbe-
zugsmieten im Neubau lagen 2025 bei 12,53 Euro (12,85 €/m2). „Innerhalb Brandenburgs zeigen sich da-
bei deutliche regionale Unterschiede. Deshalb sprechen wir auch von zwei Mietwelten im Land“, so Kern.  
 
Speckgürtel: Moderat im Bestand, steigend bei Wiedervermietungen 
Im Berliner Umland lagen die Bestandsmieten bei BBU-Mitgliedsunternehmen zum 30. Juni 2025 bei 6,65 
Euro nettokalt pro Quadratmeter, ein Anstieg um rund 3,3 Prozent zum Vorjahr (6,44 €/m2). Als Neuvermie-
tungsmiete wurden bei ihnen durchschnittlich 8,36 Euro vereinbart – eine Steigerung um 6,7 Prozent (7,83 
€/m2). Die durchschnittliche Erstvermietungsmiete im Neubau betrug zum Stichtag 13,00 Euro (13,25 
€/m2). „Auch im Berliner Umland wirken sich die stark gestiegenen Kosten der vergangenen Jahre aus. Viele 
Unternehmen haben ihre Mieten lange nur sehr zurückhaltend angepasst. Wo Investitionen und Nachfrage 
hoch sind, müssen sie nun dafür sorgen, dass ihre wirtschaftlichen Spielräume Schritt halten.“ 
 
Bei den BBU-Mitgliedsunternehmen in Potsdam lag die durchschnittliche Bestandsmiete zum Stichtag 
30. Juni 2025 bei 6,97 Euro (+3,0 %, Vorjahr 6,76 €/m2). Eingeflossen sind die Werte von rund 40.100 Woh-
nungen. Die Neuvermietungsmiete lag hier bei 8,72 Euro (+6,9% , Vorjahr 8,16 €/m2), während Erstver-
mietungsmieten in Neubauten bei 13,48 Euro lagen (-3,9 %, Vorjahr 14,02 €/m2). Ein Vergleich mit Ange-
botsmieten aus gewerblichen Vermietungsportalen zeigt auch für Potsdam deutliche Unterschiede: Die dort 
aufgerufenen Angebotsmieten liegen mit 14,42 Euro im Durchschnitt gut 65 Prozent über den Neuvertrags-
mieten der BBU-Mitgliedsunternehmen.  
 
Weiterer Metropolenraum: Deutlich günstiger als das Berliner Umland 
Mit 5,56 Euro lag die Stichtags-Bestandsmiete in den Städten des weiteren Metropolenraums knapp drei 
Prozent über dem Vorjahreswert (5,40 €/m2). Die Neuvertragsmiete von 6,50 Euro lag 3,2 Prozent über 
dem Vorjahreswert (6,30 €/m2). Damit beträgt der Abstand zwischen den durchschnittlichen Neuvermie-
tungsmieten in den Städten des weiteren Metropolenraums und denen des Berliner Umlands (8,36 €/m2) 
mittlerweile 1,86 Euro pro Monat und Quadratmeter oder fast 30 Prozent (Vorjahr: 1,53 € bzw. 24 %).  
 
Hingegen haben sich die Erstvermietungsmieten für Neubauwohnungen mittlerweile fast angeglichen. Sie 
lagen im weiteren Metropolenraum 2025 bei 12,53 Euro (+4,2 %, Vorjahr 12,02 €/m2) und damit nur noch 
weniger als einen halben Euro unter denen im Berliner Umland (13,00 €/m2). Kern: „Neubaumieten spiegeln 
Kostenentwicklungen direkt wider, weil dort die drastisch gestiegenen Bau- und Finanzierungskosten unmit-
telbar durchschlagen. Dass sie sich regional weitgehend angleichen, zeigt, dass Bauen mittlerweile überall 
fast gleich teuer ist. Wenn sich die Neuvermietungsmieten dennoch regional so unterschiedlich entwickeln, 
führt das zu sehr unterschiedlichen wirtschaftlichen Spielräumen der Unternehmen – mit Folgen für die In-
vestitionen.“  
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Gegensteuern: Wohnungs- statt Symbolpolitik 
 
Die Lage am Mietwohnungsmarkt ist vielerorts schwierig – vor allem in Ballungsräumen. Verstärkt 
wird diese Wahrnehmung durch hohe Portalmieten, die aufgrund ihrer Datenbasis den Markt deut-
lich nach oben verzerrt abbilden. Gleichzeitig gibt es aber auch Fehlentwicklungen, die Sorgen be-
reiten und konsequent angegangen werden müssen. „Wirksame Wohnungspolitik muss deshalb auf 
Kontrolle, konsequente Durchsetzung bestehender Regeln und – wo nötig – ihre Weiterentwicklung 
zur Bekämpfung von Missbrauch setzen. Parallel braucht es Rahmenbedingungen, die Bauen einfa-
cher und bezahlbarer machen“, so BBU-Vorständin Maren Kern. 
 
Die vom BBU ausgewerteten eigenen und fremden Daten zeigen, dass beispielsweise der Berliner und der 
Potsdamer Mietmarkt differenzierter funktionieren, als es die öffentliche Debatte vermuten lässt. Ein erheb-
licher Teil des Bestands weist weiterhin Mieten auf, die deutlich unter den wahrgenommenen Angebotsmie-
ten liegen.  
 
Knappes Angebot schafft Spielraum für Missbrauch 
Problematisch ist aber das knappe Angebot an freien Wohnungen. Das drückt sich insbesondere in zwei 
BBU-Kennzahlen aus, die für den Berliner Mietwohnungsmarkt insgesamt stehen: einer seit Jahren trotz 
intensiven Neubaus gleichbleibend niedrigen Leerstandsquote von 1,6 Prozent und einer niedrigen und 
weiter sinkenden Mieterfluktuation von zuletzt 4,6 Prozent. „Wir sehen deshalb weniger ein Preis- als ein 
Angebotsproblem“, ordnete Kern ein. Das knappe Angebot in angespannten Märkten eröffne jedoch Spiel-
räume für einzelne „schwarze Schafe“, die die Situation ausnutzen – sei es durch überhöhte Angebotsmie-
ten, intransparente Geschäftsmodelle oder gewinnorientierte Untervermietung. „Unter diesen schwarzen 
Schafen sind nicht nur Vermietende, sondern auch Mietende, die Wohnungen gezielt für unlauteren Profit 
und unter Missachtung der Mietpreisbremse weitervermieten“, so Kern. BBU-Mitgliedsunternehmen in Ber-
lin schätzen den Anteil illegal untervermieteter Wohnungen im Bestand auf bis zu 15 Prozent.  
 
Durchsetzung, Verschärfungen und verlässliche Rahmenbedingungen 
Wo knappe Märkte Spielräume für Missbrauch eröffnen, kommt es entscheidend auf wirksame Regeln und 
ihre verlässliche Anwendung an. Bestehende Instrumente wie Mietpreisbremse, Zweckentfremdungsver-
bote oder Genehmigungspflichten können nur dann wirken, wenn sie verlässlich nachgehalten und durch-
gesetzt werden. Voraussetzung dafür sind ausreichend ausgestattete Kontrollinstanzen und belastbare Da-
ten. Auf dieser Grundlage kann dann abgewogen werden, wo evtl. weitere Regulierung zur gezielten Be-
kämpfung von Missbräuchen und zur Sicherung fairer Bedingungen am Mietmarkt sinnvoll ist. Kern unter-
strich: „Entscheidend ist, dass solche zusätzlichen Regelungen rechtssicher, bundeseinheitlich und mit 
dem BGB-Mietrecht vereinbar ausgestaltet werden. Landespolitische Sonderwege, landesrechtliche Experi-
mente oder parallele Regelwerke drohen die Wohnungspolitik an die Wand zu fahren, statt die Probleme zu 
lösen.“  
 
Gleichzeitig braucht wirksame Wohnungspolitik einen zweiten Ansatz: Die strukturellen Ursachen ange-
spannter Märkte müssen adressiert werden. Dazu gehören vor allem bessere Rahmenbedingungen für 
schnelleres und günstigeres Bauen und Modernisieren sowie verlässliche Förderstrukturen. „Berlin und 
Brandenburg sind hier mittlerweile auf einem sehr guten Weg und damit bundesweit vorbildlich“, so Kern. 
Das könne die Grundlage für die dringend erforderliche Steigerung des Neubaus in der Region sein.   
 
Handlungsfelder für wirksame Wohnungspolitik 
„Die Situation am Mietwohnungsmarkt ist differenzierter, als es die öffentliche Diskussion oft nahelegt. 
Gleichzeitig bestehen in angespannten Teilmärkten reale Herausforderungen, die politisches Handeln er-
fordern. Daraus folgt, dass erfolgreiche Wohnungspolitik mehrere Stellschrauben zugleich in den Blick neh-
men muss – von verlässlichen Datengrundlagen über eine wirksamere Durchsetzung bestehender Regeln 
bis hin zu Rahmenbedingungen, die Neubau und Modernisierung erleichtern“, machte Kern klar. In diesem 
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Sinne werde sich der BBU konstruktiv in die laufenden wohnungspolitischen Diskussionen – etwa in die Ar-
beit der Mietrechtsreform-Kommission – einbringen und seine Vorschläge weiter konkretisieren. Vor die-
sem Hintergrund lassen sich mehrere zentrale Handlungsfelder benennen, an denen wirksame Wohnungs-
politik ansetzen kann.  
 
Bestehende Regeln wirksamer anwenden 
Ob Mieterschutzregelungen wirken, entscheidet sich in ihrer verlässlichen Umsetzung. Erfahrungen zeigen, 
dass Instrumente wie Mietpreisbremse oder Zweckentfremdungsverbote nur dann greifen, wenn sie aktiv 
überwacht und durchgesetzt werden. Berlin hat mit der Einrichtung spezieller Strukturen zur Stärkung der 
Durchsetzung – etwa der Mietpreisprüfstelle in der SIWO AöR – bereits wichtige Schritte in diese Richtung 
unternommen. „Auch das Aktivwerden einiger Berliner Bezirke gegen überhöhte Mieten im Sinne des §5 
Wirtschaftsstrafgesetz sind gute Signale – auch wenn man sich fragt, wieso Bezirke nicht schon viel früher 
gehandelt haben“, so Kern. „Solche Ansätze helfen, Missbrauch wirksamer zu begrenzen und Vertrauen in 
die Funktionsfähigkeit des Mietrechts zu stärken.“  
 
Mietrecht gezielt weiterentwickeln 
Wo bestehende Regelungen nicht ausreichen, sollte geprüft werden, wie sie präzisiert oder ergänzt werden 
können. Die Arbeit der Mietrechtsreform-Kommission bietet hierfür einen geeigneten Rahmen, um rechtssi-
chere und praktikable Lösungen zu entwickeln, die Missbrauch wirksam begrenzen und gleichzeitig ver-
lässliche Rahmenbedingungen schaffen. Auch der Gesetzentwurf von Bundesjustizministerin Stefanie Hu-
big greift mit Indexmieten, möbliertem Wohnen und Kurzzeitvermietungen zentrale Problemfelder des Miet-
marktes auf. Jetzt kommt es darauf an, die Lösungen so zu gestalten, dass sie im Alltag funktionieren und 
für klare Regeln sorgen“, so Kern. 
 
Bauen und Modernisieren erleichtern 
Langfristig lassen sich angespannte Wohnungsmärkte nur durch mehr Angebot stabilisieren. Schritte wie 
das Schneller-Bauen-Gesetz, Einfach-Bauen-Ansätze und die Verwaltungsreform in Berlin, die Novelle der 
Bauordnungen in Berlin und Brandenburg, die Anpassung der Förderinstrumente in Brandenburg oder der 
„Bauturbo“ des Bundes zeigen: „Land und Bund haben verstanden“, so Kern. Mit dem Gebäudetyp E ver-
folgt der Bund zudem einen wichtigen Ansatz für einfacheres und kostengünstigeres Bauen. Jetzt kommt 
es darauf an, den Prozess konsequent voranzutreiben und insbesondere das Vertrags- und Mietrecht so zu 
gestalten, dass der Gebäudetyp E in der Praxis rechtssicher angewendet werden kann. Entscheidend wird 
insgesamt sein, diesen Weg konsequent weiterzugehen und Planungs-, Genehmigungs- und Förderbedin-
gungen so auszugestalten, dass Neubau und Modernisierung wieder verlässlicher kalkulierbar werden – 
etwa durch realistische Baustandards, beschleunigte Genehmigungsverfahren, die konsequente Nutzung 
standardisierter Baukonzepte sowie verlässliche und langfristig angelegte Förderstrukturen. 
 
Datengrundlagen verbessern 
Eine realistische Einschätzung der Marktlage setzt belastbare und differenzierte Daten voraus. Dazu gehö-
ren verlässliche Informationen über Angebots- und Bestandsmieten ebenso wie über Nutzung und Verfüg-
barkeit von Wohnraum. Nur auf dieser Grundlage lassen sich Entwicklungen frühzeitig erkennen und ziel-
gerichtete Maßnahmen ableiten. Kern: „Diese Grundlagen sind essenziell beispielsweise für die Anwend-
barkeit von §5 Wirtschaftsstrafgesetz, bei dem Frankfurt am Main und mittlerweile endlich auch einige Berli-
ner Bezirke vormachen, dass hinsichtlich des Vorliegens der Ausnutzung einer Mangellage auch strukturell 
argumentiert werden kann. Sprich: mit den Indikatoren eines angespannten Marktes.“  
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BBU: Daten & Fakten  
 
Der BBU ist mit 343 Mitgliedsunternehmen in Berlin und dem Land Brandenburg der größte und älteste 
wohnungswirtschaftliche Verband der Hauptstadtregion. Unter seinem Dach vereinen sich landeseigene, 
kommunale, private und genossenschaftliche Wohnungsunternehmen. Zusammen bewirtschaften sie rund 
1,12 Millionen Wohnungen in Berlin und Brandenburg und im sonstigen Bundesgebiet. Mit ihren Umsät-
zen, Investitionen und Arbeits- sowie Ausbildungsplätzen sind sie ein wichtiger Wirtschaftsfaktor der Haupt-
stadtregion. 
 
Zahlen: Umsätze, Arbeitsplätze, Ausbildungsverhältnisse, Investitionen1 
Die BBU-Mitgliedsunternehmen erzielten im Jahr 2023 Umsätze von rund 8,2 Milliarden Euro. Sie stellten 
12.850 Arbeitsplätze, darunter 517 Ausbildungsplätze. Schätzungsweise rund 18.000 weitere Arbeitsplätze 
werden in Handwerk und Baugewerbe maßgeblich durch die Aufträge der Mitgliedsunternehmen gesichert. 
Seit 1991 investierten sie knapp 77,9 Milliarden Euro in gutes und bezahlbares Wohnen, davon rund 56,2 
Milliarden Euro in den Bestand (Instandhaltung und Modernisierung). 
 
45 Prozent in Berlin, 44 Prozent im Land Brandenburg2 
Von den 343 Mitgliedsunternehmen des BBU haben 204 ihren Sitz im Land Brandenburg, 129 in Berlin und 
zehn im sonstigen Bundesgebiet. Die rund 316.400 Wohnungen der BBU-Mitgliedsunternehmen im Land 
Brandenburg stellen etwa 44 Prozent des brandenburgischen Mietwohnungsbestandes dar. Die rund 
777.000 Wohnungen der BBU-Mitgliedsunternehmen in Berlin entsprechen ca. 45 Prozent des Berliner 
Mietwohnungsbestandes. Rund 29.500 weitere Wohnungen befinden sich im übrigen Bundesgebiet. Schät-
zungsweise drei Millionen Menschen wohnen bei BBU-Mitgliedsunternehmen.  
 
Mitgliedsunternehmen sind: 
• 92 landeseigene und kommunale Wohnungsbaugesellschaften mit rund 594.200 Wohnungen, 
• 188 genossenschaftliche Wohnungsunternehmen mit rund 317.000 Wohnungen, 
• 63 private Wohnungsunternehmen und sonstige Unternehmen mit rund 211.750 Wohnungen. 

 
15 Mitgliedsunternehmen bewirtschaften jeweils mehr als 10.000 Wohnungen. 
 
Das Leistungsspektrum des BBU: Interessenvertretung, Beratung, Prüfung  
Der BBU hat zwei Säulen. Die eine ist die Bündelung und Vertretung der Mitgliederinteressen gegenüber 
Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit. Er stellt seinen Mitgliedsunternehmen unverzichtbares Expertenwis-
sen zur Verfügung und versorgt sie tagesaktuell mit relevanten Informationen rund um die Schlüsselbran-
che Wohnungswirtschaft. Die zweite Säule des BBU ist seine gesetzlich verankerte Aufgabe als Prüfungs-
verband für die genossenschaftliche Jahresabschlussprüfung.  
 
Mit den Tochter- und Partnerunternehmen BBA – Akademie der Immobilienwirtschaft e.V., Berlin, BBT 
Treuhandstelle des Verbandes Berliner und Brandenburgischer Wohnungsunternehmen GmbH, DOMUS 
AG und DOMUS Consult Wirtschaftsberatungsgesellschaft GmbH ergänzt der Verband sein Portfolio um 
die Bereiche Aus- und Weiterbildung, Consulting, Wirtschaftsprüfung sowie Steuerberatung – im Einsatz für 
eine moderne und zukunftsfähige Wohnungswirtschaft in der Metropolregion Berlin-Brandenburg.  
       

 
1  Quelle BBU-Jahresstatistik 2024 
2  Quelle BBU-Mitgliederstruktur Stand 1. Januar 2026 
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Das BBU-Verbandsgebiet 
 
Der BBU vertritt die Wohnungsunternehmen zweier Bundesländer. Dabei wird der Verband mit sehr 
unterschiedlichen Gegebenheiten konfrontiert. Während Berlin und sein engeres Umland eine an-
haltende Bevölkerungszunahme registrieren, wird die Bevölkerungszahl im weiteren Metropolen-
raum des Landes Brandenburg bis 2030 weiter schrumpfen – regional vielfach erheblich.  
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